
 

Handlungsleitfaden zum Umgang mit antidemokratischen, 
verfassungsfeindlichen und menschenrechtsfeindlichen Angriffen 
gegen die Universität Regensburg und ihre Angehörigen 

Präambel 

Gemäß der hochschulspezifischen Gesetzgebung (BayHIG Teil 2, Kapitel 1, Artikel 2), welche  
in diesem Sinne das Grundgesetz (GG §5) bestätigt, sind Hochschulen als Orte des freiheitlichen 
Denkens und des sachlichen Diskurses innerhalb des verfassungsrechtlichen Rahmens zu schüt-
zen, ebenso ihre Mitglieder. Hochschulen stehen für demokratische Stabilität und Innovation 
mit gesamtgesellschaftlicher Verantwortung. Doch sie sind zunehmend antidemokratischen und 
menschenrechtsfeindlichen Angriffen ausgesetzt. Betroffen sind der Hochschulbetrieb als Gan-
zes, bestimmte Forschungsbereiche sowie auch einzelne Wissenschaftler*innen und vulnerable 
Personen oder -gruppen, für die Hochschulen eine besondere Verantwortung tragen (BayHIG 
Teil 2, Kapitel 1, Artikel 2, Absatz 25, AGG §3).  

Diese Handlungsleitfaden möchte die Universität Regensburg (UR) Verfahrenshinweise geben, 
wie auf Vorfälle angemessen zu reagieren ist. Diese reichen von versuchter Raumnahme über 
parlamentarische Anfragen, Druck auf Hochschulleitungen, Einschränkungen von gesetzlich 
garantierten Freiheiten, Verbreitung antidemokratischer Symbole bis hin zu persönlichen Hass-
nachrichten, Anzeigen, verbalen oder tätlichen Störungen, Angriffen und Bedrohungen. Zudem 
enthält der Handlungsleitfaden Hinweise zum angemessenen Vorgehen bei Beschädigungen 
der Infrastruktur etwa durch Vandalismus, Sachbeschädigung und Schmierereien. 

Mit dem Handlungsleitfaden möchte die UR die hierfür nötigen Grundsätze erläutern, möglichen 
Verstößen vorbeugen und Lösungswege aufzeigen, die unterhalb der strafrechtlichen Relevanz 
liegen. Gleichzeitig ist ihr daran gelegen, strukturelle Bedingungen, die derlei Vorfälle an Hoch-
schulen begünstigen, zu erkennen und zu beheben. 

1. Geltungsbereich 

Unbeschadet der Rechte und Pflichten von Universitätsmitgliedern, die sich durch übergeord-
nete verbindliche Normen ergeben (Arbeitsrecht, Beamtenrecht etc.) gelten diese Regelungen 
für alle Personen, die an der UR -- ggf. auch nur vorübergehend oder gastweise -- Forschungs-, 
Lehr-, Lern- und Arbeitsaufgaben nachgehen oder dort als Fremdfirmenangehörige Leistungen 
erbringen. Bei Vorfällen am Arbeitsplatz, in Forschung, Lehre und im Studium, die auf unter  
1. genannte Handlungen hinzielen, sind sie verbindlich heranzuziehen. Diesbezüglich sollen 
Konstellationen besondere Beachtung finden, in denen Macht- und Abhängigkeitsverhältnisse 
relevant sind.  
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2. Verfahrenswege 

Im Sinne der unter 1. skizzierten Vorfälle steht Betroffenen der Weg einer informellen ano-
nymen Beratung oder einer offiziellen, nichtanonymen Beschwerde offen, wobei eine 
Beratung in eine Beschwerde münden kann. 

Ergänzend und unabhängig davon sind Meldungen möglich, bei denen weder Betroffene noch 
der*die Täter*in auszumachen sind, etwa bei anonymen Täter*innen, auch im virtuellen Raum, 
sowie bei Vandalismus, Sachbeschädigung und Schmierereien. 

a) Beratung 

Aufgabe der beratenden Stellen ist es, der betroffenen Person eine Möglichkeit zu bieten, sich 
auszusprechen und sie über Formen der Unterstützung sowie über die Option eines Beschwer-
deverfahrens zu informieren. Sie kommunizieren klar die Möglichkeiten und Grenzen ihres An-
gebots sowie den Beratungsablauf; im Bedarfsfall verweisen sie auf interne und/oder externe 
Beratungsangebote. Die beratenden Stellen können mögliche weitere Schritte empfehlen. 

Beratende Stellen sind (je nach Fall und Personengruppe): 

Für das wissenschaftliche und 
künstlerische Personal 
(Forschung und Lehre) 

Für Studierende (je nach Fall) Für das wissenschaftsstütz-
ende Personal (Verwaltung, 
Technik) 

der*/die Dienstvorgesetzte oder 
die jeweilige 
personalverantwortliche Stelle 

eine Vertretung der Zentralen 
Studienberatung 

der*/die Dienstvorgesetzte oder 
die jeweilige 
personalverantwortliche Stelle 

  eine Vertretung des Personalrats 
(z.B. die Konfliktbeauftragten) 

  Beschwerdestelle nach 
Allgemeinem Gleich- 
behandlungsgesetz (AGG) 

die Antidiskriminierungsstelle der UR 

der*/die Vizepräsident*in für Internationalisierung und Diversity 

Betriebsärztlicher Dienst 

ZUSÄTZLICH 

Für Frauen 

die Gleichstellungsbeauftragten für Frauen in Wissenschaft und 
Kunst 

der*/die Gleichstellungs- 
beauftragte 

Für Personen mit Beeinträchtigung 

Schwerbehindertenvertretung Senatsbeauftragte*r für 
chronisch kranke und 
behinderte Studierende 

Schwerbehindertenvertretung 
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Die Ansprechpersonen unterliegen der Vertraulichkeit und haben für alle Schritte zur Bearbei-
tung das Einvernehmen mit dem*der Betroffenen bzw. je nach Problemstellung Maßnah-
men für den Opferschutz herzustellen. 

Ausnahme | Mehren sich Vorwürfe gegenüber einer Person, ohne dass die Betroffenen 
Beschwerde führen möchten, werden die beratenden Stellen unter Wahrung der Anonymität 
der betroffenen Person aktiv, indem sie die Antidiskriminierungsstelle kontaktieren, mit den  
von den Vorwürfen betroffenen Personen sprechen und/oder der Universitätsleitung (dem*der 
Gleichstellungsbeauftragten für Wissenschaft und Kunst, dem*der Vizepräsident*in Internatio-
nalisierung & Diversity oder dem Präsidenten) Bericht erstatten. Die Anonymität der Betroffenen 
muss dabei gewährleistet sein. 

Mögliche weitere Schritte | Die beratenden Personen stehen zur Verfügung für die 

- Begleitung zu weiteren informellen Gesprächen 

- Kontaktvermittlung zu einer psychosozialen Beratungsstelle 

- Begleitung bei einer Beschwerde 

- Meldung des Vorfalls an eine entsprechende Stelle (z.B. RIAS für Antisemitismus) 

- ggf. Anzeige bei strafrechtlich relevanten Fällen. 

b) Beschwerde 

Die Beschwerde dient der Information der Dienststelle zur Prüfung der Vorwürfe und ggf.  
zur Einleitung weiterer Maßnahmen gegen die beschuldigte/n Person/en bzw. die beschuldigte 
Institution. Die Beschwerde kann durch die betroffene Person oder in Vertretung durch Dritte 
erhoben werden, auch ohne vorheriges informelles Verfahren. Im Beschwerdeverfahren ist eine 
Begleitung durch eine der beratenden Stellen möglich. Die Beschwerde unterliegt nicht der Ver-
traulichkeit. Die beschwerdeführende Person hat jederzeit die Möglichkeit, die Aussetzung oder 
Zurücknahme des Beschwerdeverfahrens zu beantragen, allerdings kann das Verfahren auch ge-
gen den geänderten Willen der betroffenen Person weitergeführt werden, sofern die UR zum 
Handeln verpflichtet ist (z.B. durch arbeits- oder dienstrechtliche Vorgaben). 

c) Meldung 

Vorfälle, bei denen weder unmittelbar Betroffene auszumachen und/oder konkrete Beschuldig-
te festzustellen sind, können je nach Einordnung bei der Antidiskriminierungsstelle oder online 
gemeldet werden. Dabei sind folgende Instanzen einzubeziehen: 

1. Antidiskriminierungsstelle: erste und zentrale Anlaufstelle für Meldungen und Dokumenta-
tion der Fälle, insbesondere im Falle von antidemokratischen oder diskriminierenden Inhal-
ten -- ggf. Weitergabe der Informationen an 2./3./4. 
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2. Abteilung V, stellv. Abteilungsleitung: Information zum Zweck der Beseitigung, Reparatur 
bzw. Reinigung, ggf. zur Koordination des Wach- oder Sicherheitsdienstes 

3. Bereich Kommunikation & Marketing: in Fällen von öffentlichem Interesse und bei Angrif-
fen im virtuellen Raum 

4. Kanzler/ Vizekanzler: nach der Vorprüfung durch die Antidiskriminierungsstelle für juristi-
sche Einschätzung durch den Vizekanzler und ggf. die Anzeige durch den Kanzler bei der 
Polizei 

5. Universitätsleitung: regelmäßige Berichte der Vizepräsidentin in den Universitätsleitungs-
sitzungen über relevante Vorfälle, in besonderen Fällen unmittelbare Kommunikation mit 
dem Präsidium (die Informationen dazu kommen von der Antidiskriminierungsstelle) 

6. Antidiskriminierungsstelle: Beratung und ggf. Begleitung im weiteren Verfahren von 
betroffenen Hochschulangehörigen 

Beschwerden können (je nach Personengruppe) bei den beratenden Stellen geltend ge-
macht werden. Deren Vertreter*innen haben dann die Aufgabe, den Sachverhalt zu prüfen, 
indem sie 

- den Sachverhalt von den Betroffenen feststellen und protokollarisch dokumentieren lassen 
(Art, Ort und Zeit des Vorfalls, Identifizierung des/der Beschuldigten), 

- den/die Beschuldigte anhören und dessen/deren Sichtweise entsprechend dokumentieren 
lassen, 

- evtl. Zeug*innen und weitere Beweise einbeziehen, die ebenfalls dokumentiert werden, 

und ggf. ein Gesprächsangebot für die Konfliktparteien zu schaffen.  

Strafrechtlich relevante Vergehen werden zur Anzeige gebracht. 
Für die anderen Fälle wird durch die schrittweise Einbeziehung von Vorgesetzten nach 
einer Konfliktlösung gesucht. 

d) Einbeziehung (weiterer) nicht am Konflikt beteiligter Vorgesetzter in 
strafrechtlich nicht relevanten Fällen 

Wenn die Kommunikation unter den Konfliktparteien erfolglos verläuft oder aussichtslos er-
scheint, kann -- sofern er*sie nicht bereits als Ansprechperson fungiert -- der*die Dienstvorge-
setzte in die Konfliktbewältigung einbezogen werden. Seine*Ihre Aufgabe ist es, gemeinsam 
mit den Konfliktparteien und der beratenden Person nach angemessenen Lösungsmöglichkei-
ten zu suchen und entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. Die angedachte Lösung wird do-
kumentiert. 

Gegebenenfalls kann eine Erprobungsphase vereinbart und nach deren Ablauf eine Erfolgskon-
trolle durchgeführt werden. 
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Klausur 

Tragen die vereinbarten Maßnahmen nicht zur Verbesserung der Situation bei, wird eine Klau-
sur einberufen, um zu einer Lösung zu gelangen. Außer den Konfliktparteien und den sie bera-
tenden Stellen können je nach Personengruppe und Fall die folgenden Vertretungen beteiligt 
sein: 

Für das wissenschaftliche 
und künstlerische Personal 
(Forschung und Lehre): 

Für Studierende Für das 
wissenschaftsstützende 
Personal (Verwaltung, 
Technik): 

der*die Dienstvorgesetzte 
oder die jeweilige 
personalverantwortliche Stelle 

eine Vertretung der Zentralen 
Studienberatung 

der*die Dienstvorgesetzte 
oder die jeweilige 
personalverantwortliche 
Stelle 

der*die Dekan*in Referat I/2  Studienbezogene 
Rechtsangelegenheiten 

eine Vertretung des 
Personalrats 

der*die Präsident*in der UR 

der*die Vizepräsident*in für 
Internationalisierung und 
Diversity 

der*die Vizepräsident*in für 
Studium, Lehre und 
Weiterbildung 

der*die Vizepräsident*in für 
Internationalisierung und 
Diversity 

der*die Kanzler*in der UR 

Alle an der Klausur beteiligten Personen unterliegen der Vertraulichkeit. Die in der Klausur er-
zielten Vereinbarungen (inklusive eventueller Erprobungsphasen) werden dokumentiert. 

3. Prävention 

Im Zuge der Personalentwicklung und Qualitätssicherung werden Schulungen zu den Themen 
des Handlungsleitfadens angeboten. Dieser Handlungsleitfaden und darüber hinaus gehende 
Informationen werden in geeigneter Form publik gemacht. Zur weiteren Sensibilisierung und 
Motivation finden Veranstaltungen statt, die Fragen rund um das Arbeitsklima und partner-
schaftliches und respektvolles Verhalten an der UR thematisieren. 

4. Mögliche Sanktionierungsmaßnahmen 

Bei erwiesenen Verletzungen gegen Persönlichkeitsrechte ergreift die UR die im Einzelfall geeig-
neten, erforderlichen und angemessenen Maßnahmen zum Schutz der betroffenen Person, be-
troffener Gruppen oder der Institution. Diese hängen von der arbeits-, dienst-, beamten- oder 
hochschulrechtlichen Stellung des*der Beschwerdegegners*in und dem Vorliegen der jeweiligen 
Voraussetzungen ab. Die arbeits-, dienst-, beamten- und hochschulrechtlichen Befugnisse der 
UR werden durch die folgenden Regelungen nicht eingeschränkt. 

  



 Handlungsleitfaden zum Umgang mit antidemokratischen, verfassungsfeindlichen und menschenrechtsfeindlichen 
Angriffen gegen die Universität Regensburg und ihre Angehörigen | Seite 6 

Je nach Schwere des Verstoßes, die je nach personeller Konstellation und Zugehörigkeit der 
Beteiligten zu beurteilen ist, kommen insbesondere folgende Maßnahmen in Betracht: 

Für Beschäftigte Für Studierende, Promovierende und andere 
Personen ohne Beschäftigungsverhältnis 

 regulierendes Gespräch  regulierendes Gespräch 
 mündliche oder schriftliche Belehrung  mündliche oder schriftliche Belehrung 
 schriftliche Abmahnung  Ermahnung 
 Ausschluss von der Nutzung universitärer 
Einrichtungen 

 Ausschluss von der Nutzung universitärer 
Einrichtungen 

  Ausschluss von der Teilnahme an 
Lehrveranstaltungen 

 Versetzung oder Umsetzung an einen 
anderen Arbeitsplatz an der Universität 

 Exmatrikulation 

 Entzug eines Lehrauftrages  

 Beendigung eines Promotions- oder 
Habilitationsverfahrens 

 Beendigung eines Promotionsverfahrens 

 Hausverbot  Hausverbot 
 Kündigung  

 durch das BayDG vorgesehene 
Disziplinarmaßnahmen (bei verbeamteten 
Personen): Verweis, Geldbuße, die Kürzung 
der Dienstbezüge, die Zurückstufung sowie 
die Entfernung aus dem Beamtenverhältnis) 

 

Strafrechtlich relevante Vergehen werden sofort zur Anzeige gebracht. In Fällen, in denen 
der*die Beschuldigte nicht bekannt ist, erfolgt eine Anzeige gegen Unbekannt. In Fällen, in 
denen der*die Beschuldigte kein Mitglied der UR ist, kann ein Betretungs- oder Hausverbot 
durch den*die Kanzler*in als Maßnahme erwogen werden. 

5. Datenerfassung, Evaluation 

Beratungs- und Beschwerdefälle sowie Meldungen in dem hier genannten Sinne werden durch 
die jeweiligen Beratungs-, Beschwerde- und involvierten Stellen dokumentiert. Alle an der UR 
institutionalisierten Stellen erheben Fallzahlen sowie Diskriminierungs- bzw. Sachkategorien  
in anonymisierter Form und unter Beachtung aller datenschutzrechtlichen Bestimmungen.  
Die Daten werden regelmäßig von der Antidiskriminierungsstelle abgefragt. Dies dient zur Qua-
litätssicherung der Beratungs- und Begleitungsangebote sowie zur Entwicklung zielgerichteter 
Präventionsangebote. 
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6. Gesetzliche Grundlagen und Begriffsbestimmungen 

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Art. 1 bis 5; Allgemeines Gleichbehandlungs-
gesetz, § 2 und § 3; Bayerisches Hochschulinnovationsgesetz, Teil 1, Kapitel 1, Artikel 2, Absatz 
25; Bayerisches Disziplinargesetz, Art. 14; Europäische Menschenrechtskonvention, Art. 6, Art. 
14.  

Regensburg, 21.09.2026 

gez. 

Der Präsident 

(Prof. Dr. Udo Hebel) 
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